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Patientenrecht bedarf der
Fürsorge zur Förderung
der Autonomie

Seit mehreren Jahren werden in Deutsch-
land die Rechte der Patienten und deren
Mitsprache und Mitbestimmung in den
Gremien der Gesundheitspolitik geför-
dert. Die Wahrung der Rechte bei Schädi-
gung der Patienten durch Behandlungs-
fehler oder bei mangelnder Aufklärung
über Behandlungsrisiken wird ebenfalls
unterstützt. So verpflichten verschiedene
Landesgesetze Krankenhäuser zur Ein-
richtung unabhängiger Patientenbe-
schwerdestellen, die Patienten und deren
Angehörige bei Beschwerden beraten und
mit der Geschäftsführung oder Klinikmit-
arbeitern Klärung herbeiführen sollen. In
der von den Bundesministerien für Ge-
sundheit und Justiz gemeinsam herausge-
gebenen Broschüre „Patientenrechte in
Deutschland“ (BMG, BMJ 2007) wird auf
Beschwerdestellen hingewiesen, um sich
bei fehlerhafter Behandlung oder unzurei-
chender Aufklärung Rat zu holen. Die Be-
ratung und Hilfe zur Durchsetzung der Pa-
tienteninteressen in Beschwerdestellen
kann die Rechte und Autonomie der Pa-
tienten fördern. Ziel der Beratung im Sin-
ne einer Autonomieförderung sollte dann
immer die Aufklärung des Patienten oder

der Angehörigen sein, damit diese frei
entscheiden können, welches weitere
Vorgehen sie wählen wollen, um ihre
Rechte zu wahren.
Patienten beschweren sich über ihre The-
rapie oder ihren Therapeuten, nachdem
sie mit der Behandlung oder dem Behand-
ler unzufrieden sind. Die Behandlung ha-
ben sie aufgesucht, da ihre Selbsthei-
lungskräfte überfordert waren und sie
ohne therapeutische Hilfe keine Besse-
rung ihrer Befindlichkeit erreichen konn-
ten. Auch Psychotherapiepatienten su-
chen in der Regel dann einen Psychothe-
rapeuten auf, wenn bisherige eigene Ver-
suche der Bewältigung ihrer psychischen
und emotionalen Probleme und Konflikte
gescheitert sind. Der Patient sucht Hilfe
und begibt sich so in die Fürsorge des Psy-
chotherapeuten. Dies ist verbunden mit
der Hoffnung, dass dieser hilfreich auf
ihn und seine psychischen Probleme ein-
wirkt und eine Besserung seines Befin-
dens erreicht werden kann. In seiner Für-
sorgepflicht hat der Therapeut dafür Sor-
ge zu tragen, dass seine Behandlung so ge-
staltet wird, dass diese dem Patienten
nützt und nicht schadet.
Die Entscheidung des Patienten, eine Psy-
chotherapie aufzusuchen, wird als eine
autonome Entscheidung betrachtet, ob-
wohl ein Patient, selbst wenn er sich zu-
vor informiert hat, in der Regel nicht in
der Lage ist, dies selbst umfassend beur-
teilen zu können. Deshalb ist es – nicht
nur berufsrechtlich – die Pflicht des The-
rapeuten, vor Beginn der Therapie und er-
forderlichenfalls auch in deren Verlauf
seine Patienten über die Behandlungs-
möglichkeiten, Behandlungsmethoden
und Behandlungsaussichten, aber auch
über unerwünschte und eventuelle
schädliche Wirkungen der möglichen Be-
handlung ausführlich aufzuklären. So för-
dert der Therapeut im Spannungsfeld

Zusammenfassung Beschwerdestellen für Patienten sollten diesen behilflich
sein und sie beraten, umweitere Schritte zumUmgangmit dem behandelnden
Psychotherapeuten in die Wege zu leiten oder auch darauf zu verzichten. Die
eigenständige Entscheidung des Patienten kann ein Schritt zu dessen weiterer
Autonomie bedeuten und sollte deshalb gefördert werden. Bisher gibt es in
den Heilberufekammern keine einheitlichen Regelungen für den Umgang mit
Patientenbeschwerden. Als Körperschaften des öffentlichen Rechts sind die
Kammern bei Offizialdelikten (z.B. sexuellem Übergriff) zur Anzeige verpflich-
tet, was in diesen Fällen andere Möglichkeiten des Umgangs, z.B. Schlichtung
ausschließt. Weitere konzeptuelle Entwicklungen zum Ausbau von Patienten-
beschwerdestellen sind zu begrüßen.
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zwischen Fürsorge für den Patienten und
Autonomie des Patienten dessen eigen-
ständige Entscheidungsmöglichkeit für
die Wahl der Behandlung. Geisler (2004)
fasst in seinem Fazit zusammen:

» „Autonomie ist die unverzichtbare, aber
nicht die einzige Perspektive in der Behand-
lung, Pflege und Betreuung kranker Men-
schen. Erst Elemente der Fürsorge ermögli-
chen die Entfaltung einer Beziehung zwi-
schen den Beteiligten. Fürsorge erweist
sich so verstanden als Antwort auf den
Wunsch nach Hilfe und Zuwendung des au-
tonomen Kranken. Fürsorge und Autono-
mie sind damit nicht sich gegenseitig aus-
schließende, sondern einander bedingende
Konzepte. Schwere der Krankheit, hohe Lei-
densbelastung sowie Hilflosigkeit und Ab-
hängigkeit schränken unvermeidbar die
Fähigkeit zu selbstbestimmten Entschei-
dungen und Handlungen ein.“ «

Anlässe für Patienten-
beschwerden

In der Psychotherapie sind die Vorhersage
der Wirkung, der Risiken und Nebenwir-
kungen der Behandlung jedoch oft wenig
eindeutig definierbar und schwer be-
schreibbar, was für Patienten und Thera-
peuten immer eine gewisse Unsicherheit
darstellt. Für die Patienten wiederum be-
deutet dies, dass aufkommende Schwie-
rigkeiten mit der Behandlung oder dem
Therapeuten eine Enttäuschung darstel-
len können oder dass sie bei Verschlechte-
rung ihres Befindens unsicher werden, ob
dies eine vorübergehende Veränderung
darstellt, die für den gesamten Behand-
lungsverlauf förderlich ist, oder ob dies
ein Hinweis für eine misslingende, für sie
und ihr Anliegen, ihre Erkrankung nicht
geeignete Behandlung ist. Wenn es schon
den Psychotherapeuten schwer fällt,
Misserfolg, Nebenwirkung und Therapie-
schäden gut zu operationalisieren, ist da-
von auszugehen, dass es für Patienten
noch schwieriger ist, zu beurteilen, ob in
ihrer Veränderung, wenn diese zu einer
Verschlechterung ihres Befindens führt,
eine Wirkung, eine Nebenwirkung oder
gar ein Risikomit langfristiger Schädigung
zumAusdruck kommt (vgl. Hoffmann, Ru-
dolf u. Strauß 2008). Häufig hinterfragen
Patienten eine psychotherapeutische Be-
handlung nach Beendigung der Therapie,
wenn die erreichte Veränderung nicht
der vorab erwünschten Besserung ent-
spricht oder sich langfristig Verschlechte-
rung des Befindens einstellt.

Hoffmann et al. (2008) schlagen zur Ein-
teilung unerwünschter und schädlicher
Wirkungen von Psychotherapie folgende
Systematik vor:
" Erfolglosigkeit oder Nebenwirkungen

einer angemessenen Therapie: Bei rich-
tiger Indikation und Durchführung der
Behandlung wird kein Erfolg bezie-
hungsweise werden Nebenwirkungen
und Verschlechterung erreicht (nicht
justiziabel).

" Erfolglosigkeit oder Nebenwirkungen
durch unprofessionelle Ausübung der
Behandlung: Bei richtiger Indikation
verstößt der Therapeut gegen die Re-
geln der Kunst und beeinträchtigt da-
durch den Patienten (bedingt justizia-
bel).

" Mangelnde Passung („mismatching“)
einer Psychotherapeutenpersönlichkeit
und einer Patientenpersönlichkeit: Es
kommt keine erforderlich vertrauens-
volle, effektive Therapeut-Patient-Be-
ziehung auf (nicht justiziabel).

" Schädigung durch und unethisches Ver-
halten des Therapeuten: Unethisches
Verhalten des Therapeuten schädigt
den Patienten (justiziabel).

Neben schädlichen Psychotherapiewir-
kungen können auch andere Gründe An-
lass für Beschwerden von Patienten oder
deren Angehörigen, bspw. Eltern oder
Partnern, sein, die hier nur stichwortartig
und ohne Anspruch auf Vollständigkeit
genannt werden sollen:
" Missachtung der Schweigepflicht und

Weitergabe von Informationen an
Dritte, z.B. Ärzte oder in Falldarstel-
lungen ohne Zustimmung des Patien-
ten (justiziabel)

" fehlende Zustimmung beider Sorgebe-
rechtigter zur Psychotherapie des Kin-
des (justiziabel)

" von den Angehörigen unerwünschte
Rückwirkung der Behandlung auf das
soziale Umfeld des Patienten wie bei-
spielsweise:
" vermehrte, von den Eltern uner-

wünschte Auseinandersetzungen
in der Familie eines psychothera-
peutisch behandelten Kindes

" von den Eltern nicht erwünschte
Ablösungsimpulse von jugendli-
chen und adoleszenten Patienten

" durch die Behandlung deutlich
werdende Partnerschaftskonflikte

" Verweigerung der Einsicht in die Auf-
zeichnungen des Therapeuten.

Fallbeispiele für Beschwerden,
die an eine Psychotherapeuten-
kammer gerichtet werden

» Ein Patient erhält vom Psychotherapeu-
ten eine Behandlungszusage. Er muss nach
den probatorischen Sitzungen monatelang
darauf warten, dass der Therapeut einen
Antrag stellt, mit der Mitteilung, dass es
dem Therapeuten schwer falle, Berichte zu
schreiben. Nach Bewilligung bekommt er
keine festen Termine und wird zu beliebi-
gen Terminen einbestellt. Er beschwert sich
über den fehlenden Therapierahmen und
die fachliche Unfähigkeit des Therapeuten.
Während einer Jugendlichenpsychothera-
pie werden von einem Psychotherapeuten
ihm zur Kenntnis gelangte Informationen
der getrennt lebenden Eltern wiederholt
dem anderen Elternteil mitgeteilt. Auch
dem jugendlichen Patienten werden Teile
dieser Informationen über seine Eltern
übermittelt. Den Eltern werden Einzelhei-
ten aus der Behandlung des Sohnes berich-
tet. Außerdem werden Ton- und Bildauf-
zeichnungen während der Behandlung an-
gefertigt, für die vorab keine Einwilligung
eingeholt wurde. Der Vater beschwert sich
wegen Verstoßes gegen die Schweigepflicht
und nicht genehmigte Aufzeichnungen der
Behandlung.
Eltern einer volljährigen Tochter beschwe-
ren sich darüber, dass sie von den behan-
delnden Psychotherapeuten während eines
stationären Aufenthaltes der Tochter keine
Informationen über deren Behandlung be-
kommen.
Ein als Handwerker tätiger Patient be-
schwert sich über die Anfrage des Thera-
peuten, ihm gegen Honorarerlass Dienst-
leistungen zu erbringen.
Ein Patient beschwert sich, er sei nicht aus-
reichend über seine Diagnosen informiert
und nicht adäquat behandelt worden,
habe sich deshalb an einen anderen Thera-
peuten wenden müssen, der ihm die von
ihm vermutete Diagnose bestätigte.
Eine Patientin beschwert sich, der Thera-
peut habe sie privat eingeladen und ihr
kleine Geschenke gemacht. Nachdem sie
sich in ihn verliebt habe, habe er die Be-
handlung abrupt beendet.
Eine Patientin trägt vor, dass ein Therapeut
in einer Behandlung wegen sexueller Pro-
bleme mit ihr intim geworden sei. Rückbli-
ckend stelle sie das infrage, wisse jedoch
nicht, ob sie sich dagegen hätte wehren
müssen. «
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Ziele der Patienten-
beschwerden

Jede der dargestellten Formen uner-
wünschter oder schädlicher Wirkungen
von Psychotherapie oder andere Unzu-
friedenheiten können für Patienten, El-
tern oder Partner Grund sein, sich über
die Therapie und den Therapeuten zu be-
schweren. Wendet sich ein Patient an eine
Beschwerdestelle, z.B. an eine Kammer,
ist dies als Schritt zu Autonomie i. S. der
Erlangung seiner Patientenrechte zu se-
hen. Da in der Psychotherapie eine beson-
dere Beziehung zwischen Patienten und
Therapeuten besteht, ist es für viele Pa-
tienten anstrengend, ihre Beschwerde
vorzutragen. Noch mehr Überwindung
kostet es Patienten, wenn sie meinen,
sich über den Anlass ihrer Beschwerde
schämen zu müssen, was beispielsweise
bei sexuellen Übergriffen in Behandlun-
gen sehr häufig der Fall ist. Diese emotio-
nale Belastung vieler Patienten ist in der
Beratung einer Beschwerdestelle zu be-
rücksichtigen.
Die Wünsche bzw. Ziele der Patienten
können hierbei mit Bezug auf Tibone
(2006) unterschiedlich und zunächst
noch wenig differenziert sein und können
grob unterteilt werden:
" Der Patient sucht Anerkennung der

Ursache seiner Enttäuschung und Be-
schwerde durch Außenstehende oder
den behandelnden Psychotherapeuten.

" Der Patient wünscht sich ein Einwir-
ken auf die Behandlung und den Be-
handler, um die Therapie aus seinem
Verständnis heraus zu verbessern.

" Der Patient wünscht sich eine Aner-
kennung eines Behandlungsfehlers
und Entschuldigung des Therapeuten.

" Der Patient wünscht sich eine Ahn-
dung und Bestrafung des Therapeuten.

Aufgaben der Beschwerdestelle

Es könnte deshalb zunächst die Aufgabe
einer Beschwerdestelle sein, die Wünsche
und Ziele der Patienten zu klären. Hierzu
bedarf es der Unabhängigkeit und Neutra-
lität des Beraters (Kranich 2000), der die
Position eines außenstehenden Dritten
zwischen Patienten und Therapeuten ein-
zunehmen hat.
Im Sinne einer „diagnostischen Abklärung
des Sachverhalts“ sollte zunächst die Ur-
sache der Unzufriedenheit des Patienten
möglichst umfassend aufgeklärt werden.
Dem Patienten, der möglicherweise durch
die Ursache seiner Beschwerde und die

Beschwerde selbst emotional sehr betrof-
fen und aufgewühlt sein kann, sollte hier-
bei vermittelt werden, dass erst diese Klä-
rung eine hilfreiche Beratung für denwei-
teren Umgang mit der Beschwerde er-
möglichen kann.
Für diese Abklärung sind seitens der Be-
schwerdestelle Kollegen der verschiede-
nen Therapieverfahren einzubeziehen,
um die unterschiedlichen Behandlungs-
techniken erfassen und beurteilen zu kön-
nen, dass diese nach den Regeln der Kunst
gehandhabt wurden. Gleichzeitig ist be-
rufsrechtlicher und juristischer Sachver-
stand erforderlich, um unethisches, gegen
die Berufsordnung verstoßendes Verhal-
ten des Therapeuten zu beurteilen, um
im darauf folgenden zweiten Schritt mit
den Patienten zu erarbeiten, welche der
o.g. Ziele realistisch erreichbar erscheinen
und welche Aussicht auf Erfolg absehbar
ist. Erst danach kann mit dem Patienten
überlegt werden, welches Ziel er jetzt,
nach Erarbeitung der Möglichkeiten, wei-
ter verfolgen möchte und wie er konkret
vorgehen kann, um dieses Ziel zu errei-
chen.
Zweifel der Patienten sollten in jedem Fall
ernst genommen werden, im Beschwer-
deverfahren sollte eine zweite, wieder-
holte Enttäuschung vermieden werden,
um dem Patienten Vertrauen in die eigene
Möglichkeit zu autonomem Handeln wie-
der zu vermitteln. Ebenso ist bei ethischen
Vergehen der Therapeuten, wie beispiels-
weise Traumatisierung durch sexuelle
Übergriffe, fachkundig zu prüfen, ob der
Patient psychisch in der Lage ist, eine be-
rufsrechtliche und juristische Auseinan-
dersetzung mit den hiermit verbundenen
Belastungen zu führen oder ob es zu-
nächst stabilisierender psychotherapeuti-
scher Behandlung (Fischer u. Becker-Fi-
scher 1997) bedarf. In diesem Falle sollte
zunächst keine Entscheidung für das wei-
tere Vorgehen getroffen werden, sondern
eine psychotherapeutische Behandlung
in die Wege geleitet werden. Entweder in
dieser Behandlung oder in einer späteren
Beratung an der Beschwerdestelle kann
erneut das dann vom Patienten ge-
wünschte weitere Vorgehen erarbeitet
werden.
Im weiteren Verfahren kann eine Be-
schwerdestelle bzw. der Berater unter-
schiedliche Aufgaben übernehmen.
Sie kann Patienten unterstützen, sich
selbst aktiv mit dem Psychotherapeuten
auseinanderzusetzen und dort seine Ent-
täuschung oder Unzufriedenheit zum
Ausdruck zu bringen. In diesem Fall hat
die Beratung eine unterstützende Aufga-

be, wobei den Patienten die Möglichkeit
zu geben ist, sich im Falle eines Misserfol-
ges nochmals an die Beschwerdestelle zu
wenden.
Wünscht der Patient einen Therapeuten-
wechsel, kann er darin unterstützt wer-
den, einen Behandlungsplatz zu finden
und die laufende Behandlung abzu-
schließen.
Sieht sich der Patient nicht in der Lage,
ohne Unterstützung eines außenstehen-
den Dritten mit dem Therapeuten über
die Behandlungsschwierigkeiten zu re-
den, kann, sofern Patient und Therapeut
dem zustimmen, ein gemeinsames Ge-
spräch vereinbart werden. Dies stellt be-
sondere Herausforderungen an die Bera-
ter, da sie gerade in dieser Situation be-
sonders auf die Neutralität zu achten ha-
ben. Für den Patienten bietet sich hier die
Möglichkeit, zusammen mit dem Thera-
peuten und Berater zu überlegen, ob die
Behandlung fortgesetzt werden kann
oder ein Scheitern der Behandlung festzu-
stellen ist.
Besteht der Wunsch des Patienten nach
einer Bestrafung des Therapeuten oder
nach Schadenersatz und Schmerzensgeld,
so ist diesem sowohl das berufsrechtliche
Verfahren als auch ein eventuell mögli-
ches strafrechtliches bzw. zivilrechtliches
Vorgehen ausführlich zu erläutern. In die-
sen Fällen ist darauf zu achten, dass das
juristische Verfahren von der Beratung
der Beschwerdestelle strikt getrennt ist.

Berufsaufsicht und Schieds-
stellen der Heilberufekammern

In der bisherigen Darstellung wurde ein
Konzept einer Beschwerdestelle disku-
tiert, das bisher in den Heilberufekam-
mern nicht oder nur in Ansätzen realisiert
ist. Über die länderspezifischen Kammer-
gesetze ist den Landesärztekammern und
den Kammern der Psychologischen Psy-
chotherapeuten und Kinder- und Jugend-
lichenpsychotherapeuten die Berufsauf-
sicht übertragen. In mehreren Bundeslän-
dern sind weiterhin in unterschiedlicher
Form die Aufgabe einer Schlichtung oder
andere Unterstützungen von Patienten in
den Heilberufegesetzen vorgesehen.
Häufig suchen Patienten telefonische Be-
ratung durch die Kammer, bevor sie ihre
Beschwerde einreichen. Hier werden sie
darauf hingewiesen, dass die Kammer
eine Pflicht zur Berufsaufsicht hat und
welche Möglichkeiten die jeweilige Kam-
mer zum Umgang mit Patientenbe-
schwerden anbietet, dass jedoch zunächst
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eine anonyme Klärung der Anliegen des
Patienten möglich ist. In diesen Gesprä-
chen kann abgeklärt werden, ob es sich
um den Wunsch nach einer Information
handelt, oder ob dem ratsuchenden Anru-
fer eine schriftliche Beschwerde angera-
ten werden sollte. Diese Gespräche wer-
den von in der Berufsrechtsordnung ge-
schulten Kollegen geführt und sollten auf
ein bis zwei Termine beschränkt sein.
Sollte sich dieses Verfahren als nicht be-
endet herausstellen, muss ein schriftli-
ches Beschwerdeverfahren eingeleitet
werden, um eine rechtliche Prüfung zu
gewährleisten.
Als Körperschaften des öffentlichen
Rechts sind die Kammern verpflichtet, ih-
nen bekannt werdende (juristisch sog.)
Offizialdelikte zur Anzeige zu bringen.
Dazu gehören beispielsweise sexuelle
Übergriffe in Behandlungen (§174c Straf-
gesetzbuch) oder auch Betrugsdelikte. In
diesen Fällen kann die Kammer das Ver-
gehen nicht ungeahndet lassen, selbst
wenn der Patient dies wollte. In allen an-
deren Fällen, bei den sog. Antragsdelikten,
z.B. bei Missachtung der Schweigepflicht
oder bei Beleidigung durch den Therapeu-
ten, bedarf es der Entscheidung der Pa-
tienten, ob sie ein rechtliches Vorgehen
gegen den Therapeuten anstreben.
In einigen Bundesländern, so beispiels-
weise in Baden-Württemberg, ist im
Kammergesetz nur die Berufsaufsicht als
Pflicht der Heilberufekammern vorgese-
hen. Die Berufsaufsicht verpflichtet die
Kammern, die Therapeuten bei Verstößen
gegen die Berufsordnung berufsrechtlich
zur Verantwortung zu ziehen. Wird der
Kammer, wie oben erwähnt, ein Offizial-
delikt bekannt, hat sie dies bei der Polizei
oder Staatsanwaltschaft zur Anzeige zu
bringen. Liegt ein Antragsdelikt vor, so ist
es Sache des Patienten, tätig zu werden
und ggf. ein Berufsgerichts- oder Strafver-
fahren in die Wege zu leiten. Hier kann im
Rahmen einer Beratung durch die Kam-
mer unterstützende Hilfe angeboten wer-
den.
In beiden Fällen haben die Patienten ihre
Beschwerde schriftlich vorzutragen, so-
dass der Beschwerdegegner, d.h. der The-
rapeut, sofern er dies möchte, im Sinne
der Gewährung des gegenseitigen rechtli-
chen Gehörs zur Klärung des Sachverhal-
tes hierzu Stellung nehmen kann. Diese
Entgegnung wird dem beschwerdefüh-
renden Patienten zur Kenntnis gebracht,
um so eine weitere Stellungnahme zu
den vorgetragenen Tatsachenbehauptun-
gen zu erhalten. Bei ausreichender Klä-
rung des Sachverhalts der Beschwerde

wird entschieden, ob durch den Kammer-
anwalt ein Ermittlungsverfahren gegen
den behandelnden Therapeuten eingelei-
tet wird. In einem Ermittlungsverfahren
hat der Kammeranwalt alle für die Ankla-
ge bedeutsamen, das heißt be- und ent-
lastenden Umstände zu klären und den
beschuldigten Therapeuten nochmals zu
hören. Sieht der Kammeranwalt keinen
Verstoß gegen die Berufsordnung, wird
das Verfahren durch den Kammeranwalt
eingestellt. Dies wird dem Beschwerde-
führer und dem Beschuldigten mit aus-
führlicher Begründung mitgeteilt.
In mehreren Kammergesetzen sind neben
der Berufsaufsicht Schlichtungsstellen
vorgesehen (z.B. §11 HKG Niedersach-
sen), um „bei Behandlungsfehlern und
sonstigen Streitigkeiten aus dem Behand-
lungsverhältnis“ klärend einzuwirken. Ein
Schlichtungsverfahren ist nicht möglich,
„wenn ein berufsrechtliches Verfahren
oder eine berufsgerichtliche Entschei-
dung, ein staatsanwaltschaftliches Ermitt-
lungsverfahren oder eine Entscheidung
eines Gerichts oder ein Vergleich vorliegt,
beantragt, eingeleitet oder anhängig ist“
(Satzung der Schlichtungsstelle der Psy-
chotherapeutenkammer Niedersachsen).
Hauptziel der Schlichtung ist eine einver-
nehmliche Erledigung der Streitigkeiten.
In der Psychotherapeutenkammer Nie-
dersachsen versucht das vorsitzende Mit-
glied der Schlichtungsstelle, die aus drei
Personen besteht, zunächst die Streitig-
keiten in einem Vorverfahren zwischen
den Parteien zu schlichten. Ist dies nicht
möglich, werden beide zu einem nicht
öffentlichen Verhandlungstermin der
Schlichtungsstelle geladen; falls von den
Parteien Zeugen oder Sachverständige be-
nannt wurden, werden diese ebenfalls ge-
laden. In der Verhandlung wird versucht,
zwischen den beteiligten Parteien einen
Vergleich herbeizuführen; kommt ein
Vergleich nicht zustande, kann jede Partei
beantragen, dass ein Schiedsspruch gefällt
wird. Der Schiedsspruch hat für beide Sei-
ten Gültigkeit, er kann nur wegen Verfah-
rensfehlern aufgehoben werden. Im Übri-
gen können weiterhin die ordentlichen
Gerichte angerufen werden. Das Verfah-
ren wird mit der gebotenen Vertraulich-
keit durchgeführt, die amVerfahren betei-
ligten Personen sind zum Stillschweigen
verpflichtet.
Eine noch weitergehende Regelung, die
einer Beschwerdestelle im oben darge-
stellten Sinne näher kommt, hat die Psy-
chotherapeutenkammer Berlin mit der
Schaffung ihrer Ombudsstelle getroffen.
Der Ombud erfüllt die Aufgabe einer un-

parteiischen Vertrauensperson, die bei
zunehmend unlösbar scheinenden Pro-
blemen, Konflikten, Verwicklungen in der
Beziehung zwischen Patienten und Psy-
chotherapeuten angesprochen werden
kann. Als Ombudspersonen stehen erfah-
rene Psychotherapeuten zur Verfügung;
sie versuchen ein konkretes Anliegen zu
klären und erste Lösungsmöglichkeiten
zu besprechen. Die Ombudspersonen
sind Mitglieder der Psychotherapeuten-
kammer Berlin. Sie klären über die berufs-
rechtlichen Rahmenbedingungen auf, be-
raten zu den weiteren möglichen Schrit-
ten in Streitfällen und geben auch Emp-
fehlung für das weitere Vorgehen.

Beschwerdestellen in privater
Trägerschaft

Neben den Kammern bieten auch Vereine
oder Verbraucherberatungsstellen Bera-
tungen für Patientenbeschwerden an. Hil-
lebrand (2008) berichtet beispielsweise
über Erfahrungen des von mehreren Ver-
bänden getragenen Vereins „Ethik in der
Psychotherapie e.V.“. Die Ziele der Bera-
tung entsprechen weitgehend den oben
dargestellten Aufgaben. Die Ratsuchen-
den haben i.d.R. die Kosten der Beratung
selbst zu tragen, und es ist für einen Ver-
ein schwer, eine ausreichende finanzielle
Grundlage zu schaffen, um eine erforder-
liche Infrastruktur zur Verfügung stellen
zu können. Im Gegensatz zu den Heilbe-
rufekammern sind sie bei Offizialdelikten
nicht zur Anzeige verpflichtet und können
sich auf die therapeutische Schweige-
pflicht berufen, was für die Beratung den
Freiraum schafft, dass die Patienten in
oder nach der Beratung selbst entschei-
den können, ob sie eine juristische Verfol-
gung anstreben oder unterlassen wollen.
Die Möglichkeit, den Therapeuten zu
einem gemeinsamen Gespräch mit dem
Patienten zu laden, ist für eine frei getra-
gene Beschwerdestelle ebenfalls möglich,
jedoch oft schwerer, da von Therapeuten-
seite im Gegensatz zu den Schlichtungs-
stellen einer Kammer die Legitimation
für ein derartiges Gespräch angezweifelt
werden kann. Auch ein Schiedsspruch,
der von beiden Seiten zu respektieren ist,
kann in diesem Fall nicht erreicht werden.
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Fazit

Beschwerdestellen für Patienten können,
sofern sie sich zunächst vor allem als be-
ratende Stelle der Patienten sehen, der
Autonomie der Patienten für die Entschei-
dung, wie sie mit ihrer Beschwerde um-
gehen wollen, förderlich sein. Im Unter-
schied zu den Beschwerdestellen bei den
Heilberufekammern haben privat getra-
gene Beschwerdestellen keine Pflicht, bei
Offizialdelikten die juristische Verfolgung
des Delikts einzuleiten, was einer freien
Entscheidung des Patienten förderlich ist.
Den Patienten steht dann auch die Mög-
lichkeit offen, ggf. zunächst eine erneute
Psychotherapie aufzunehmen und erst
danach, sofern sie denWunsch dann noch
haben, ein juristisches Verfahren in die
Wege zu leiten. Andererseits können
Kammern den ratsuchenden Patienten
die Möglichkeit einen Schlichtung anbie-
ten, der der Therapeut dann auch nach-
zukommen hat.
Es erscheint deshalb überlegenswert,
dass beispielsweise von den Kostenträ-
gern finanziell unterstützte unabhängige
Beschwerdestellen eingerichtet werden,
die institutionell mit den Kammern als
Vertreter der Psychotherapeuten zusam-
menarbeiten. Einer solchen Stelle wäre
eine umfassende Beratung möglich, die
den Patienten im Rahmen ihrer Autono-
mie die Entscheidungsmöglichkeit für
weitere Schritte offen lassen könnte.
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